
 

   
1 

 4. September 2025 

Ergebnispapier:  
Praxischeck zur Genehmigung von 
Schwertransporten 

Kurzübersicht 

• Was ist ein Praxischeck? Mit Praxischecks untersucht die Bundesregierung gemeinsam 
mit Praktikerinnen und Praktikern (z. B. Unternehmens- und 
Behördenmitarbeitenden) die Praxistauglichkeit von Regelungen und deren Vollzug. 
Zentral dabei ist der direkte Dialog mit Betroffenen in Workshops. Ziel ist, unnötige 
Bürokratie zu finden und abzubauen. 

• Worum ging es bei diesem Praxischeck? Um die Identifizierung von Hemmnissen und 
möglichen Maßnahmen im Genehmigungsverfahren von straßengeführten Großraum- 
und Schwertransporten (GST). 

• Wer hat den Check organisiert? Das Ministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen (MUNV NRW) gemeinsam mit dem 
Bundesministerium für Verkehr (BMV) und dem Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie (BMWE). 

• Was wurde gemacht? MUNV NRW, BMV und BMWE haben am 02. Dezember 2024 
einen Workshop in Düsseldorf durchgeführt. Die Teilnehmenden haben den 
Genehmigungsprozess in vier Schritte aufgeteilt und jeweils bürokratische Hemmnisse 
und Lösungsansätze diskutiert. 

• Wer hat teilgenommen? Teilgenommen haben sieben Vertreterinnen und Vertreter 
aus Unternehmen, ein Vertreter aus dem Verband Verkehrswirtschaft und Logistik 
Nordrhein-Westfalen, fünf Vertreterinnen und Vertreter aus den Genehmigungs- und 
Erlaubnisbehörden (EGB) in Nordrhein-Westfalen, ein Vertreter der Autobahn GmbH 
des Bundes sowie drei Vertreterinnen und Vertreter von Straßenbaulastträgern. 

• Was kam heraus? Die Workshop-Teilnehmenden haben 17 Vorschläge zur 
Vereinfachung und Beschleunigung des Genehmigungsverfahrens erarbeitet. 
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• Was wurde festgestellt? Ein Teil der Optimierungsvorschläge bezieht sich auf eine 
höhere Benutzerfreundlichkeit und Funktionalität der Fachanwendung VEMAGS© 
(Verfahrensmanagement für Großraum- und Schwertransporte). Zudem wurde das 
Beteiligungsverfahren im Rahmen der Anhörungen ausführlich erörtert. In mehreren 
Vorschlägen werden die Erweiterung der Kompetenzen und Handlungsoptionen der 
EGB thematisiert. Inhaltliche Überschneidungen mit dem vorangegangenen 
Praxischeck zum GST in Hamburg sind bei den Maßnahmenvorschlägen 1, 2, 6, 7, 9 und 
15 erkennbar. 

Von den 17 Vorschlägen der Workshop-Teilnehmenden wurden oder werden nach 
aktuellem Stand (Juni 2025)  

• 7 Vorschläge umgesetzt, 
• zu 7 Vorschlägen ist die Umsetzung offen, weil z. B. die Prüfung dazu noch läuft, 
• 3 Vorschläge (werden) nicht umgesetzt. 
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Ergebnisse 

Nachfolgend werden die im Workshop diskutierten bürokratischen Hemmnisse und 
Lösungsansätze entsprechend der jeweiligen Phasen des Genehmigungsprozesses 
(Antragstellung und -einreichung, Plausibilitätsprüfung der Antragsunterlagen, 
Behördenbeteiligung im Rahmen des Anhörungsverfahren, Genehmigungsentscheidung) 
dargestellt. 

a) Maßnahmenvorschläge hinsichtlich der Antragstellung und -einreichung 

1. Vorschlag: Einsicht in die relevanten 
Streckendaten 

Zuständigkeit: 
Länder, 
Steuerungsgruppe 
(SG) VEMAGS© 

Stand der 
Umsetzung1: 
 
 

Erläuterung: Für die Erstellung der Anträge auf Genehmigung von 
Schwertransporten wäre es aus Sicht der Unternehmen sinnvoll, wenn diese bei 
der einzureichenden Streckenplanung mehr Einsicht in relevante Streckendaten 
erhalten würden. Es sei zwar gut, dass Baustellen und gewichtsbeschränkte 
Brücken online einsehbar sind. Es wäre jedoch wünschenswert, wenn es noch 
darüberhinausgehende Informationen zu den Strecken gäbe, insbesondere 
verlässlichere Brückendaten.  
 
Lösungsansatz: Es wird angeregt, neben den Informationen zu den Brücken in 
VEMAGS© noch weitere für die Streckenplanung relevante Informationen zu 
hinterlegen.  
 
 
fachlicher Hinweis [BMV]:  Diese Anregungen, die auch Ergebnis der VEMAGS©-
Dialogtour waren, wurden bei der Neukonzeptionierung des VEMAGS©-
Verfahrensmodul berücksichtigt. Die Weiterentwicklung des VEMAGS©-Moduls 
INS-GST (Integrationsnetz Straße – Großraum- und Schwertransporte), das 
bereits eine interaktive Karte zur digitalen Fahrtwegbestimmung bei 
Antragstellung vorhält, erfolgt bereits seit Mitte 2023 mit dem Ziel, den Fahrtweg 
mit allen darauf bezogenen Informationen inkl. der Berücksichtigung von 
Baustellendaten von der Antragstellung bis zur Durchführung ohne Datenverlust 
über alle Schnittstellen und Prozesse digital zu dokumentieren und auch die 
Binnenwasserstraße in geeigneter Weise einzubeziehen. Die 
Neukonzeptionierung der interaktiven Karte im Verfahrensmodul berücksichtigt 
weitergehende Informationen; dafür bedarf es allerdings der Bereitstellung der 
entsprechenden Daten z. B. zu Baustellen durch die Länder. 

  

1 grün: [umgesetzt oder wird umgesetzt]; gelb: [Umsetzung offen, z. B. Prüfung läuft]; rot: [(wird) nicht umgesetzt] 
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2. Vorschlag: Höhere Aktualität der 
Kartendaten 

Zuständigkeit: SG 
VEMAGS© 

Stand der 
Umsetzung: 

 

Erläuterung: Es wird unternehmensseitig vorgebracht, dass die 
streckenrelevanten Daten über die Straßen teilweise nicht aktuell sind. Dies führe 
dazu, dass die tatsächlichen Routen nicht unverändert in VEMAGS© hinterlegt 
werden können. Weiterhin gäbe es für jedes Bundesland eigene Straßenkarten. 
Dies erzeuge bei der Zusammenstellung der Routen unnötigen Aufwand.  
 
Lösungsansatz: In VEMAGS© sollte eine bundeseinheitliche Karte bereitgestellt 
werden. 
 
 
fachlicher Hinweis [BMV]: Die interaktive Karte zur Fahrtwegeingabe gestattet 
bereits heute eine bundesweite Sicht, wird allerdings von den Speditionen nur 
unterdurchschnittlich genutzt. Grund dafür sind die Nutzung eigener 
Drittsysteme, die die Speditionen für die Fahrtwegplanung nutzen, deren digitale 
Straßendaten momentan aber nicht kompatibel zu VEMAGS© eingebunden 
werden können. Für 2025 ist eine umfassende Aktualisierung des VEMAGS©-
Verfahrensmoduls geplant, bei der auch Möglichkeiten geschaffen werden, 
Fahrtwegangaben aus Drittsystemen verarbeiten zu können. Darüber hinaus 
sollen neben den bereits heute sichtbaren Baustellen auf den Autobahnen auch 
die Baustellen auf Bundes- und ggf. Landesstraßen angezeigt werden unter der 
Voraussetzung, dass die Länder diese Angaben digital bereitstellen.  

 

3. Vorschlag: Erstellung von festen 
Korridoren 

Zuständigkeit: SG 
VEMAGS© 

Stand der 
Umsetzung: 

 

Erläuterung: Es wird angeregt, „Korridore“ in VEMAGS© zu hinterlegen. Hierbei 
soll es sich um konkrete Strecken handeln, die sich als geeignet für bestimmte 
Schwertransporte gezeigt haben.  
 
Lösungsansatz: Strecken, die bereits einmal für einen Schwertransport 
genehmigt worden sind, könnten für die Antragstellung von weiteren 
Schwertransporten zur Verfügung gestellt werden. 
 
fachlicher Hinweis [BMV]: Hinsichtlich dieses Vorschlags wird eingebracht, dass 
bei der Hinterlegung der Streckendaten von bereits genehmigten 
Schwertransporten unternehmensinterne Daten von Mitbewerbern 
nachvollzogen werden könnten. Derzeit werden Fachgespräche geführt, in wie 
weit anonymisierte Routendaten für Nachnutzungen aufbereitet werden können. 
Denkbar wäre auch, in VEMAGS© die Möglichkeit zu eröffnen, dass Unternehmen 
der Freigabe dieser Daten zustimmen können. Über eine KI könnte eine 
Suchfunktion eingerichtet werden. Des Weiteren könnten beschiedene GST-
Anträge gespeichert und über eine KI abrufbar gehalten werden, um Anträge zu 
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gleichgelagerten Transporten schneller bescheiden zu können. Dies bedarf aber 
noch entsprechender Entwicklungszeit für die KI. Zu beachten sei jedoch, dass 
sich im Streckennetz immer wieder relevante Änderungen ergeben, die auch die 
Bauwerkszustände einschließen. Es sei daher fraglich, ob die Hinterlegung dieser 
Daten praxistauglich wäre. 

 

4. Vorschlag: Erstellung eines festen 
Streckennetzes 

Zuständigkeit:  
Bund und Länder 

Stand der 
Umsetzung: 
 
 

Erläuterung: Ein großer Teil der Teilnehmenden befürwortet die Einführung 
eines festen Streckennetzes nach dem Vorbild von Frankreich, Belgien und den 
Niederlanden. Für die Unternehmen sind vor allem Kalkulierbarkeit und 
Planbarkeit entscheidend. Ein zügiger Genehmigungsprozess hat dabei höheren 
Stellenwert als die tatsächliche Streckenlänge. Längere Strecken würden in Kauf 
genommen, wenn dies zu einer Beschleunigung des Genehmigungsverfahrens 
führt. 
 
Lösungsansatz: Prüfung, inwiefern die Einführung eines festen Streckennetzes 
nach dem Vorbild von Frankreich, Belgien und den Niederlanden auch in 
Deutschland sinnvoll wäre.  
fachlicher Hinweis [BMV]: Das Straßennetz in Deutschland ist auf den 
Allgemeingebrauch ausgelegt, so dass alle Start- und Zielpunkte in geeigneter 
Weise auch für GST erreichbar sind. Spezielle Schwerlastrouten sind in 
Deutschland nicht ausgewiesen, weil diese dem o.g. Prinzip der Gleichbehandlung 
entgegenstehen würden. In Bezug auf die Erreichbarkeit von Binnenhäfen 
werden zur besseren Einbindung der Transportmöglichkeiten auf dem 
Wasserweg davon abweichend Mikrokorridore von und zu Häfen von den 
Ländern geprüft und ausgewiesen, die besondere Anforderungen, z. B. für den 
Transport von Windenergieanlagen, erfüllen sollen. 

 

5. Vorschlag: Datenübernahme bei 
erneuten Anträgen aufgrund von 
erforderlichen Änderungen 

Zuständigkeit:   
VEMAGS© 

Stand der 
Umsetzung: 
 
 

Erläuterung: Wenn Änderungen an den von den Unternehmen im Antrag 
eingereichten Routen nach dem Start des Anhörungsprozesses vorgenommen 
werden, fordert das System VEMAGS© in jedem Einzelfall eine erneute 
Antragstellung. Die Entscheidung über die Erforderlichkeit eines neuen Antrags 
kann demnach nicht durch die EGB beeinflusst werden, da dies in VEMAGS© 
vorgegeben ist. Bei der erneuten Antragstellung müssen die Unternehmen alle 
Daten erneut hinterlegen, selbst wenn nur geringe Änderungen (z. B. an Höhe 
oder Länge des Schwertransportes) vorgenommen werden. 
 
Lösungsansatz: Die Vorgaben von VEMAGS© sollten überarbeitet werden. 
Zukünftig sollten die EGB entscheiden, ob eine Änderung der von den 
Unternehmen eingereichten Routen eine erneute Antragstellung erfordert. Sollte 
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dies der Fall sein, sollte die Möglichkeit bestehen, die Daten aus dem 
ursprünglichen Antrag zu übernehmen, die nicht von der Änderung betroffen 
sind. Alternativ sollte in VEMAGS© die technische Möglichkeit geschaffen 
werden, Änderungen anzeigen zu lassen, sodass kein neuer Antrag gestellt werden 
müsste. 
fachlicher Hinweis [BMV]: Die Regelungen zu Änderungen von GST-Anträgen 
sind in der VwV-StVO erfasst und sind von VEMAGS© nicht beeinflussbar. 
VEMAGS© gestattet regelkonform, dass gestellte Anträge gespeichert und 
wiederverwendet werden können, solange das Anhörverfahren nicht gestartet 
wurde. Mit dem Start des Anhörprozesses sind diese Möglichkeiten wegen der 
gestarteten Ident-Verfahren bei den Anhörungen nicht mehr möglich. Hierzu 
müsste mit den Ländern allerdings eine Einigung über eine gesetzliche Änderung 
erfolgen. 

 

6. Vorschlag: Vereinfachter 
Genehmigungsprozess bei „kleineren 
Schwertransporten“ mit 
Dauergenehmigung 

Zuständigkeit:  
Bund und Länder 

Stand der 
Umsetzung: 
 
 

Erläuterung: Hinsichtlich der Genehmigungen von „kleineren 
Schwertransporten“ (= Schwertransporte mit geringeren Lasten < 45 Tonnen), die 
regelmäßig auf „Standardstrecken“ unterwegs sind, wird ausgeführt, dass die 
Dauergenehmigungen zwar hilfreich seien. Es wird jedoch hinterfragt, warum 
auch diese „kleineren Schwertransporte“ den kompletten aufwändigen 
Prüfprozess durchlaufen müssen. Dies sei aus Sicht der Unternehmen nicht 
verhältnismäßig. Im Gegensatz zu den „normalen Schwertransporten“ sei das 
Gewicht in der Regel nicht problematisch. Relevanter seien die Maße der 
Schwertransporte. Es wird die Bildung von „Clustern“ entsprechend der 
Verordnung über Ausnahmen von straßenrechtlichen Vorschriften für Fahrzeuge 
und Fahrzeugkombinationen mit Überlänge (Lang-Lkw-VO) vorgeschlagen.  
 
Lösungsansatz: Für die „kleineren Schwertransporte“ sollte es einen gesonderten 
Genehmigungsprozess geben, der die unterschiedlichen Anforderungen 
berücksichtigt. 
fachlicher Hinweis [BMV]: Im Laufe das Jahres 2025 soll es in NRW die 
Möglichkeit geben, flächendeckende Dauererlaubnisse (gem. VwV-StVO Rn. 100) 
für Schwertransporte mit geringeren Lasten zu beantragen. Hiermit soll der 
Genehmigungsprozess unter Berücksichtigung der Infrastruktur vereinfacht 
werden. 

 

7. Vorschlag: Streckenbezogene 
Dauergenehmigungen bei kleineren 
Schwertransporten 

Zuständigkeit:  
Bund, VEMAGS© 

Stand der 
Umsetzung: 
 
 

Erläuterung: Bestimmte Bauprojekte, beispielsweise die Errichtung von 
Windparks, sind davon gekennzeichnet, dass die Schwertransporte regelmäßig 
mit wiederkehrend identischen Parametern (bspw. gleiche 
Fahrzeugkonfiguration, gleiche Routenführung) erfolgen. Die standardisierten 
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Schwertransporte machen bis zu 70% der gesamten Schwertransporte aus. 
Hierfür seien für jeden Transport Einzelgenehmigungen erforderlich. 
 
Lösungsansatz: Es wird sich für ein standardisiertes Vorgehen bei 
Schwertransporten mit häufig wiederkehrend identischen Parametern 
ausgesprochen. Es wurde von den Unternehmen befürwortet, für leichte 
Schwertransporte alle relevanten Informationen auf einer Plattform zu 
hinterlegen, um ein flächendeckendes „Positivnetz“ für Schwertransporte zu 
erreichen. 
 
Alternativ könnte die Möglichkeit geschaffen werden, in VEMAGS© 
Sammelanträge zu stellen, bei denen Sammelanhörungen erfolgen. Zudem 
könnte ein automatisches Prüfmodul in VEMAGS© für standardisierte Fahrten (= 
Wiederholung identischer Anträge) die EGBn entlasten. 
fachlicher Hinweis [BMV]:  Strecken- oder flächenbezogene 
Dauergenehmigungen bieten die Möglichkeit, über einen genehmigten Zeitraum 
hinweg beliebig viele Fahrten baugleicher Fahrzeuge durchzuführen. Ein 
spezielles GST-Netz ist in Deutschland nicht ausgewiesen. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass es regelmäßig relevante Änderungen der 
Bauwerksdaten im Straßennetz gibt, die für Schwertransporte von Bedeutung 
sind. Um dies zu berücksichtigen und den Schutz der Infrastruktur zu 
gewährleisten, sind Prüfungen der Brückentragfähigkeit im Rahmen von 
Anträgen auf Dauer-, Kurzzeit- oder Einzelgenehmigungen unabdingbar. 
Dadurch können sich selbst dann unterschiedliche Routen ergeben, wenn alle 
anderen Eckdaten unverändert bleiben. Angesichts der Vielzahl an relevanten 
Änderungen im Straßennetz ist bei jedem Antrag eine streckenabhängige Prüfung 
des Transports erforderlich. 

 

8. Vorschlag: einheitliche Gebührenhöhe 
in Deutschland 

Zuständigkeit:  Bund Stand der 
Umsetzung: 
 
 

Erläuterung: Seitens der Unternehmen werden unterschiedliche Gebührenhöhen 
seitens der Erlaubnis- und Genehmigungsbehörden für gleiche Sachverhalte in 
den verschiedenen Bundesländern kritisiert. Die Unterschiede seien teilweise 
erheblich. Für die Unternehmen werde dadurch die Kalkulation der Preise 
erschwert. 
 
Lösungsansatz: Die Gebührenhöhen sollten in allen Bundesländern einheitlich 
geregelt werden. 
fachlicher Hinweis [BMV]: Es ist beabsichtigt, den Prozess zur Vereinheitlichung 
der Gebühren anzustoßen, nachdem die Länder bereits seit längerem eine 
einheitliche Auslegung der Berechnungsweise zu der Höhe der Gebühren fordern.  
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b) Maßnahmenvorschläge hinsichtlich der Plausibilitätsprüfung der 
Antragsunterlagen 

9. Vorschlag: einheitlicher Umgang bei 
Haftungserklärungen 

Zuständigkeit: Bund 
und Länder 

Stand der 
Umsetzung: 
 

 

Erläuterung: Es wird vorgebracht, dass es kein einheitliches Vorgehen zum 
Umgang mit Haftungserklärungen gibt. Jede EGB verwende eigene 
Haftungserklärungen. Dies führe dazu, dass die Unternehmen diverse 
Haftungserklärungen ausfüllen müssen, die den gleichen Inhalt haben. 
 
Lösungsansatz: Bei den Haftungserklärungen sollte möglichst auf Bundesebene 
ein einheitliches Vorgehen erfolgen („Once-Only-Prinzip“). Bei VEMAGS© sollte 
für die Transport durchführenden Unternehmen / Erlaubnisnehmer die 
Möglichkeit bestehen, die Haftungserklärung zu hinterlegen, sodass eine erneute 
Hinterlegung nur erforderlich wird, wenn es relevante Änderungen im 
Unternehmen gibt. 
fachlicher Hinweis [BMV]: Für ein einheitliches Vorgehen bei den 
Haftungserklärungen ist eine Verständigung zwischen den Ländern erforderlich. 

 

c) Maßnahmenvorschläge hinsichtlich der Behördenbeteiligung im Rahmen des 
Anhörungsverfahrens 

10. Vorschlag: Datenübernahme bei 
regelmäßigen Anträgen 

Zuständigkeit: SG 
VEMAGS© 

Stand der 
Umsetzung: 
 
 

Erläuterung: Schwertransporte erfolgen häufig mit gleichen Routen und 
ähnlichen oder gleichen Fahrzeugen. Dabei ist es erforderlich, bei jedem Antrag 
alle Angaben neu zu hinterlegen, selbst wenn diese unverändert sind. 
 
Lösungsansatz:  Es wird angeregt, in VEMAGS© Daten aus vorherigen Anträgen 
übernehmen zu können (Maßnahmenvorschlag überschneidet sich mit dem 
Maßnahmenvorschlag Nr. 5).   
fachlicher Hinweis [BMV]: Entsprechend des Hinweises zu Maßnahmenvorschlag 
Nr. 5 besteht in VEMAGS© die Möglichkeit, Antragsdaten aus vorherigen 
Anträgen zu übernehmen. Des Weiteren können auch Vorlagen für 
Transportrouten, Fahrzeugdaten und sonstige Transportparameter angelegt 
werden, um diese dann im Antragsformular abrufen zu können. 
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11. Vorschlag: Kompetenzerweiterung für 
die Erlaubnis- und 
Genehmigungsbehörden bei erneuten 
Anhörungen aufgrund von Änderungen 

Zuständigkeit:  
Länder 

Stand der 
Umsetzung: 
 
 

Erläuterung: Kritik wird an den wiederholten Anhörungen geübt, wenn es 
Änderungen an einer Route gibt. Dies betrifft sowohl Änderungen innerhalb des 
Bundesgebietes als auch innerhalb eines Landes. Wird in einem Land eine 
Änderung an der Route vorgenommen, müssen auch in den anderen Ländern 
erneut Anhörungen erfolgen, obwohl sich an der Strecke dort nichts geändert hat.  
 
Lösungsansatz: Die Entscheidungen über erforderlichen Anhörungen sollte den 
Erlaubnis- und Genehmigungsbehörden überlassen werden. Innerhalb eines 
Bundeslandes kann dies durch einen entsprechenden Erlass geregelt werden (vgl. 
NRW-Regelung). Um eine bundesweit einheitliche, länderübergreifende Regelung 
zu schaffen, wäre eine Änderung der Randnummer 109 zu § 29 der VwV-StVO 
notwendig.  
fachlicher Hinweis [BMV]: Hierzu wird angemerkt, dass es sich bei 
Schwertransporten um schwerwiegende Eingriffe in den Straßenverkehr handelt. 
Hieraus ergebe sich grundsätzlich die Erforderlichkeit, alle Anhörungen erneut 
durchzuführen. Zumindest sollte die Autobahn GmbH des Bundes bei jeder 
Änderung angehört werden, da es auf den Autobahnen häufig kurzfristige und 
ungeplante Einschränkungen im Straßennetz gibt. Dabei werden die erneuten 
Anhörungen der Autobahn GmbH des Bundes als unproblematisch angesehen, 
weil deren Stellungnahmen in der Regel sehr kurzfristig erfolgen. 

 

12. Vorschlag: Flexibilität bei der 
Anhörungsreihenfolge 

Zuständigkeit: 
Länder 

Stand der 
Umsetzung: 
 
 

Erläuterung: In NRW ist die Anhörungsreihenfolge bei GST konkret festgelegt. 
Da ein Schwertransport so weit wie möglich auf den Autobahnen erfolgen soll, 
wird die Autobahn GmbH des Bundes immer zu Beginn des 
Anhörungsverfahrens angehört. Erst wenn ein Streckenabschnitt nicht auf der 
Autobahn durchgeführt werden kann, erfolgt ein Ausweichen auf das 
nachgeordnete Streckennetz. Diese strikte Reihenfolge wird von Teilnehmenden 
als nicht praxistauglich angesehen. So würden die Unternehmen bereits bei der 
Antragstellung - falls erforderlich - die Nutzung des nachgeordneten 
Streckennetzes einplanen. Aufgrund deren Kenntnis über die regelmäßigen 
Strecken sei bekannt, an welchen Stellen ein Ausweichen auf das nachgeordnete 
Streckennetz häufig erforderlich sei. 

Lösungsansatz: Es wird angeregt, den Erlaubnis- und Genehmigungsbehörden 
bei der Anhörungsreihenfolge mehr Flexibilität zu gewähren und parallele 
Anhörungen zu ermöglichen. Da es auf den Streckenabschnitten der Städte und 
Gemeinden erfahrungsgemäß seltener ungeplante Einschränkungen gibt, die für 
die Routenführung relevant sind, könnten die Städte und Gemeinden deren 
betroffene Streckenabschnitte zu einem früheren Zeitpunkt prüfen. Weiterhin 
würde gewährleistet, dass die Autobahn GmbH des Bundes während des 
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gesamten Anhörungsprozesses Einschränkungen berücksichtigen könnte, die 
kurzfristig und ungeplant erfolgen. Allerdings kann es auch bei parallelen 
Anhörungen zu unnötigen Doppel- oder Mehrfachanhörungen kommen. 
fachlicher Hinweis [BMV]: Eine höhere Flexibilität der EGB bei der Durchführung 
der erforderlichen Anhörungen ist ggf. nur sinnvoll bei EGBn, die häufiger 
Anträge zur Zulassung von GST bearbeiten.  

 

13. Vorschlag: Sachstandsangabe bei 
Genehmigungsprozessen („DHL-
Prinzip“) 

Zuständigkeit: SG 
VEMAGS©, EGB für 
Informationserteilung 

Stand der 
Umsetzung: 
 
 

Erläuterung: Es wird angemerkt, dass die Anhörungspartner, die im 
Genehmigungsprozess zuletzt eingebunden werden, oft nicht wissen, wie lange 
der Prozess bereits dauert. Auch Unternehmen erhalten keine Informationen 
über den aktuellen Stand des Genehmigungsverfahrens. Zudem erfahren 
Erlaubnis- und Genehmigungsbehörden nicht, wenn für einen Streckenabschnitt 
eine Genehmigung aus einem anderen Bundesland erteilt wurde. Dies führt zu 
unnötigem Aufwand und vermehrten Anfragen zum Status des Verfahrens, die 
häufig nicht beantwortet werden können. 

Lösungsansatz: Es wäre hilfreich, in VEMAGS© eine Funktion zu integrieren, aus 
welcher der Stand des Genehmigungsprozesses für die Beteiligten nachvollzogen 
werden kann („DHL-Prinzip“). 
fachlicher Hinweis [BMV]: Hierzu wird ausgeführt, dass eine entsprechende 
Funktion im Rahmen der anstehenden Aktualisierung von VEMAGS© 
implementiert wird. 

 

14. Vorschlag: Verlagerung von 
Entscheidungskompetenzen auf die 
Erlaubnis- und 
Genehmigungsbehörden 

Zuständigkeit: 
Länder, Kommunen 

Stand der 
Umsetzung: 
 
 

Erläuterung: Es werden Schwierigkeiten bei der Verfügbarkeit von Personal in 
den Kommunen genannt. Oft ist in den Kommunen nur eine einzelne 
Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter zuständig, was dazu führen kann, dass 
Vorgänge über längere Zeiträume nicht bearbeitet werden, wodurch erhebliche 
Verzögerungen im Genehmigungsprozess entstehen. Zudem fehlt es in einigen 
Kommunen an ausreichenden Fachkenntnissen, um über notwendige Auflagen 
zu entscheiden. Daher wird auch die Einführung einer einheitlichen Erlaubnis- 
und Genehmigungsbehörde diskutiert. Durch eine landesweit zentralisierte 
Behörde / durch die Zentralisierung der Zuständigkeit könnte die 
Qualitätssicherung verbessert werden. Allerdings befürchten die Unternehmen, 
dass dadurch die Nähe zu den bereits bekannten Ansprechpersonen in den EGB 
verloren gehen könnte. Zudem merken die EGB an, dass die individuellen „Vor-
Ort-Kenntnisse“, welche in den dezentralen EGB bestehen, wichtig für die 
Antragsbearbeitung sind. 
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Lösungsansatz: Von den Teilnehmenden wird mehrheitlich befürwortet, die 
Kompetenzen von den Kommunen auf die Kreisebene zu verlagern. Zudem 
könnten im Rahmen öffentlich-rechtlicher Verträge kleinere EGB ihre Aufgaben 
auf größere übertragen. Eine Verlagerung auf eine landesweite Ebene wird von 
den Teilnehmenden jedoch mehrheitlich nicht befürwortet. 
fachlicher Hinweis [BMV]: Zu prüfen ist in jedem Fall, wie eine sinnvolle 
Bündelung erfolgen kann, um somit ein effizienteres Bearbeiten der Anträge zu 
gewährleisten.  
Die VMK hat auf Ihrer Sitzung am 09./10.10.2024 die Vorschläge der Ad-hoc-AG 
GST, begrüßt. Die Ad-hoc-AG hat vorgeschlagen, dass alle Länder ohne zentrale 
EGB prüfen, ob zentrale EGBen mittelfristig (Zeithorizont ca. 5 Jahre) eingerichtet 
werden können. 

 

d) Maßnahmenvorschläge hinsichtlich der Genehmigungsentscheidung 

15. Vorschlag: bessere Verständlichkeit der 
Bescheide 

Zuständigkeit: 
Autobahn GmbH / SG 
VEMAGS©, Bund, 
Länder  

Stand der 
Umsetzung: 
 
 

Erläuterung: Von EGB wird beschrieben, dass ablehnende Stellungnahmen der 
Autobahn GmbH häufig sehr umfangreich sind, die wesentlichen Aspekte 
(Streckenauflagen und der eigentliche Ablehnungsgrund) erst in den letzten 
Teilen der Stellungnahme genannt werden und häufig auf den ersten Blick nicht 
ersichtlich sind. Teilweise würden Ablehnungsbescheide um die 100 Seiten 
umfassen, wobei der konkrete Ablehnungsgrund erst auf den letzten Seiten 
enthalten ist.  

Unternehmen kritisieren dagegen, dass in den Bescheiden zur Genehmigung von 
Schwertransporten die Auflagen mehrfach und an verschiedenen Stellen 
wiederholt werden. Zudem sei die Sprache in den Auflagen häufig unklar und 
uneinheitlich und die Bescheide seien oft sehr umfangreich. Es wird zwar eine 
einheitliche Struktur für die Bescheide vorgegeben, um Konsistenz zu 
gewährleisten; jedoch setzen nicht alle Erlaubnis- und Genehmigungsbehörden 
diese Vorgabe um. 
 
Lösungsansatz: Anwendungsfreundlichere Ausgestaltung der Bescheide und 
Zusammenfassung der wesentlichen Entscheidungsgründe am Anfang des 
Antrags. Standardisierte Bescheidformulare könnten zu mehr Klarheit und 
Verschlankung beitragen. 
fachlicher Hinweis [BMV]: Derzeit wird in VEMAGS© an einer Funktionalität 
gearbeitet, mit welcher eine Konsolidierung der Rückmeldungen und Auflagen 
im System erfolgen kann. Eine Vereinfachung und chronologische Ordnung der 
Fahrauflagen in den Bescheiden befindet sich in der Umsetzung. Für 2025 hat z. B. 
die Autobahn GmbH die Erteilung deutlich kürzerer, konsolidierter und 
einheitlicher Stellungnahmen angekündigt. Es ist weiterhin beabsichtigt, 
Fahrauflagen digital für Drittsysteme, z. B. für den elektronischen Beifahrer in 
Navigationssystemen, bereitzustellen. 
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16. Vorschlag: Einheitlichkeit bei den 
„70er-Bescheiden“ 

Zuständigkeit: SG 
VEMAGS©, Bund 

Stand der 
Umsetzung: 
 
 

Erläuterung: Kritisiert wird die Uneinheitlichkeit bei den Bescheiden nach § 70 
StVZO. Häufig treffen die Bezirksregierungen bei vergleichbaren Sachverhalten 
unterschiedliche Entscheidungen. Mal wird eine Genehmigung für sechs Monate 
erteilt, mal für ein ganzes Jahr. Genehmigungs- und Erlaubnisbehörden weisen 
darauf hin, dass sich die Bescheide nicht nur inhaltlich, sondern auch hinsichtlich 
Formats, Nebenbestimmungen und der Reihenfolge der Inhalte unterscheiden. 
Wichtige Aspekte sind oft an unterschiedlichen Stellen aufgeführt. Obwohl die 
Anträge gleich sind, führt dies regelmäßig zu unterschiedlichen Ergebnissen. 
 
Lösungsansatz: Es wird für eine Vereinheitlichung des Antrags- und 
Bescheidprozesses sowie ein einheitliches Handeln der Bezirksregierungen 
plädiert. Weiterhin wird angeregt, die 70er-Bescheide in VEMAGS© einzuspeisen. 
fachlicher Hinweis [BMV]: Es wird darauf verwiesen, dass die Entscheidung über 
die Geltungsdauer der Genehmigungsentscheidung eine Ermessensentscheidung 
der jeweiligen Behörde sei. 
Die Hinterlegung von §70 StVZO-Bescheiden in VEMAGS© ist konkret geplant. 

 

17. Vorschlag: Beteiligung der 
Vollzugsbehörden bei der Ausarbeitung 
der neuen RGST 

Zuständigkeit: Bund Stand der 
Umsetzung: 
 
 

Erläuterung: Hinsichtlich der Überarbeitung der Richtlinie für die Genehmigung 
von Schwertransporten (RGST) führt BMDV aus, dass eine Finalisierung bis Januar 
2025 angestrebt werde. Seitens der EGB wird eine Einbindung bei der 
Überarbeitung der Richtlinie angeregt.  
 
Lösungsansatz: Die Vollzugsbehörden sollten bei der Überarbeitung der 
Richtlinie stärker beteiligt werden. 
fachlicher Hinweis [BMV]: Überarbeitung der Richtlinie wird in diesem Jahr noch 
abgeschlossen.  
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